
Tagesordnung

1

UMT United Mobility Technology AG

Einladung  
zur ordentlichen  
Hauptversammlung
05.12.2023 | 10.00 Uhr



Tagesordnung

3

Tagesordnung

2

I. Tagesordnung
1.	 Vorlage des festgestellten und geprüften Jahresab-

schlusses der UMT United Mobility Technology AG sowie 
des Lageberichts und des Berichts des Aufsichtsrats für 
das Geschäftsjahr 2022

2.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für 
das Geschäftsjahr 2022

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Vorstand für 
das Geschäftsjahr 2022 Entlastung zu erteilen. 

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats 
für das Geschäftsjahr 2022

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung 
zu erteilen. 

4.	 Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2023

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die audit.innovation GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Stuttgart, zum Ab-
schlussprüfer für das Geschäftsjahr 2023 zu wählen.

5.	 Neuwahl des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht gemäß § 11 Abs. 
1 der Satzung der Gesellschaft i.V.m. §§ 96 Abs. 1, 101 
Abs. 1 AktG aus drei von der Hauptversammlung zu wäh-
lenden Mitgliedern.

Die Amtszeit aller derzeitigen Aufsichtsratsmitglieder en-
det mit Wirkung zum Ablauf der Hauptversammlung, die 
über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2022 beschließt. 

Einladung 
zur ordentlichen 
Hauptversammlung

Am Dienstag, 05. Dezember 2023
um 10:00 Uhr (Einlass ab 9:30 Uhr)

in den Räumen der Bayerische Börse AG,
Karolinenplatz 6,80333 München

UMT United Mobility Technology AG
München
ISIN: DE000A2YN702
WKN: A2YN70
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Dementsprechend sind alle Aufsichtsratsmitglieder in den 
Aufsichtsrat der Gesellschaft neu zu wählen.

Die Hauptversammlung ist nicht an Wahlvorschläge ge-
bunden.

Der Aufsichtsrat schlägt vor,

1.	 Herrn Walter Raizner, selbstständiger Unternehmens-
berater, Zug/Schweiz,

2.	 Herrn Clemens Jakopitsch, selbstständiger Unterneh-
mensberater, Ludmannsdorf/Österreich

3. 	 Herrn Stefan Krach, Rechtsanwalt bei FORUM von 
Seelstrang & Partner mbB, München

zu Mitgliedern des Aufsichtsrats jeweils bis zum Ablauf 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 
am 31.12.2027 endende Geschäftsjahr der Gesellschaft 
entscheidet, zu wählen.

Herr Walter Raizner und Herr Clemens Jakopitsch sind 
keine Mitglieder gesetzlich zu bildender Aufsichtsräte bzw. 
vergleichbarer in- und ausländischer Kontrollgremien.

Herr Stefan Krach ist Mitglied folgender weiterer gesetzlich 
zu bildender Aufsichtsräte bzw. vergleichbarer in- und aus-
ländischer Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen:

•	 Aufsichtsratsvorsitzender der CR Capital AG, Berlin
•	 Aufsichtsratsvorsitzender der KX AG, München
•	 Aufsichtsratsmitglied der Magnum AG, Berlin
•	 Aufsichtsratsmitglied der Wohnbauten Buckow AG, 

Berlin.

6.	 Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Ge-
nehmigten Kapitals sowie über die entsprechende Ände-
rung der Satzung

Der Vorstand der Gesellschaft wurde durch Beschluss 
der Hauptversammlung vom 29.06.2018 ermächtigt, das 
Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmal oder 
mehrmals um insgesamt bis zu € 10.516.784,00 durch 
Ausgabe neuer Aktien zu erhöhen, wobei das Bezugsrecht 
der Aktionäre in bestimmten Fällen ausgeschlossen wer-
den kann. Diese Ermächtigung ist abgelaufen.  

Es soll vorgeschlagen werden, ein neues Genehmigtes 
Kapital zu schaffen, damit der Vorstand in vollem Umfang 
über die notwendigen Instrumente der Kapitalbeschaffung 
verfügt und auch künftig die Eigenkapitalausstattung der 
Gesellschaft den geschäftlichen Erfordernissen anpassen 
kann.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu be-
schließen:

I. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 04.12.2028 das Grundkapital der Ge-
sellschaft einmalig oder in Teilbeträgen mehrmals um bis 
zu insgesamt 2.645.428,00 Euro durch Ausgabe neuer auf 
den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2023/I). Die 
neuen Aktien sind ab dem Beginn des Geschäftsjahres, in 
dem sie ausgegeben werden, gewinnberechtigt. Dabei ist 
den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen 
Aktien können auch von einem vom Vorstand bestimmten 
Kreditinstitut mit der Verpflichtung übernommen werden, 
sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 
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Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats be-
rechtigt, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zuschließen,

1.	 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen,

2.	 bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien, für die das Bezugs-
recht ausgeschlossen wird, den Börsenkurs der be-
reits börsennotierten Aktien nicht wesentlich unter-
schreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapi-
tals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung; auf die 
Grenze von 10 % des Grundkapitals sind diejenigen Ak-
tien anzurechnen, die unter Bezugsrechtsausschluss 
in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert 
wurden. Auf die Begrenzung auf 10 % des Grundkapi-
tals ist deshalb auch die Veräußerung eigener Aktien 
anzurechnen, wenn die Veräußerung auf Grund einer 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des genehmigten 
Kapitals gültigen Ermächtigung zur Veräußerung eige-
ner Aktien unter Bezugsrechtsausschluss erfolgt;

3.	 wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage(n) zum 
Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder 
sonstigen Vermögensgegenständen erfolgt;

4.	 soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die neuen 
Aktien zeichnet und sichergestellt ist, dass den Aktio-
nären ein mittelbares Bezugsrecht eingeräumt wird;

5.	 wenn die Kapitalerhöhung im wohlverstandenen Inter-
esse der Gesellschaft liegt.

II. Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und 
die Bedingungen der Aktienausgabe sowie die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus 
dem Genehmigten Kapital 2023/I festzulegen. Der Auf-
sichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach 
vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung 
des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2023/I 
oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend 
der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2023/I anzu-
passen.

Die Regelung in § 7 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft 
wird wie folgt vollständig neu gefasst:

„1. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 04.12.2028 das Grundkapital der 
Gesellschaft einmalig oder in Teilbeträgen mehrmals 
um bis zu insgesamt 2.645.428,00 Euro durch Ausga-
be neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes 
Kapital 2023/I). Die neuen Aktien sind ab dem Beginn 
des Geschäftsjahres, in dem sie ausgegeben werden, 
gewinnberechtigt. Dabei ist den Aktionären ein Bezugs-
recht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch von 
einem vom Vorstand bestimmten Kreditinstitut mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
berechtigt, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen,

1.	 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen,

2.	 bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn 
der Ausgabebetrag der neuen Aktien, für die das 
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Bezugsrecht ausgeschlossen wird, den Börsen-
kurs der bereits börsennotierten Aktien nicht we-
sentlich unterschreitet und die unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insge-
samt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, 
und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung; auf die Grenze 
von 10 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien 
anzurechnen, die unter Bezugsrechtsausschluss 
in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder ver-
äußert wurden. Auf die Begrenzung auf 10 % des 
Grundkapitals ist deshalb auch die Veräußerung ei-
gener Aktien anzurechnen, wenn die Veräußerung 
aufgrund einer im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
des genehmigten Kapitals gültigen Ermächtigung 
zur Veräußerung eigener Aktien unter Bezugs-
rechtsausschluss erfolgt;

3.	 wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage(n) 
zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unter-
nehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen 
erfolgt;

4.	 soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die 
neuen Aktien zeichnet und sichergestellt ist, dass 
den Aktionären ein mittelbares Bezugsrecht einge-
räumt wird;

5.	 wenn die Kapitalerhöhung im wohlverstandenen 
Interesse der Gesellschaft liegt.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrech-
te und die Bedingungen der Aktienausgabe sowie die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapital-
erhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2023/I 
festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die 
Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilwei-
ser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus 
dem Genehmigten Kapital 2023/I oder nach Ablauf der 
Ermächtigungsfrist entsprechend der Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2023/I anzupassen.“

7.	 Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Auflage 
eines Aktienoptionsplans 2023 und die Schaffung eines 
Bedingten Kapitals 2023/I zur Erfüllung des Aktienop-
tionsplans 2023 und entsprechende Änderung der Sat-
zung

Entsprechend verbreiteter Praxis bei Aktiengesellschaften 
in Deutschland möchte die UMT United Mobility Techno-
logy AG die aktienrechtlichen Voraussetzungen für die Ge-
währung von variablen Vergütungskomponenten mit lang-
fristiger Anreizwirkung für die Mitglieder des Vorstandes 
und Arbeitnehmer der UMT United Mobility Technology 
AG und die Arbeitnehmer verbundener Unternehmen der 
UMT United Mobility Technology AG schaffen, die auf eine 
Steigerung des nachhaltigen Unternehmenswertes im Ein-
klang mit den Rahmenbedingungen des Aktiengesetzes 
gerichtet sind. Zu diesem Zweck soll ein Aktienoptions-
plan („Aktienoptionsplan 2023“) beschlossen werden, ge-
mäß dem der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts-
rats ermächtigt werden soll, bis zu 529.085 Optionen an 
derzeitige und zukünftige Mitglieder des Vorstands der 
Gesellschaft sowie an derzeitige und zukünftige Arbeit-
nehmer der Gesellschaft und gegenwärtig oder zukünftig 
verbundener Unternehmen auszugeben. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgende 
Beschlüsse zu fassen:
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a)	 Ermächtigung zur Implementierung eines Aktienop-
tionsplans 2023

	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrates bis zum 04.12.2028 einmalig oder 
mehrmals bis zu insgesamt 529.085 Optionen (Be-
zugsrechte i.S.v. § 192 Abs. 2 Nr. 3 AktG; „Aktienoptio-
nen 2023“) an derzeitige und zukünftige Mitglieder des 
Vorstands und Arbeitnehmer der UMT United Mobility 
Technology AG sowie an derzeitige und zukünftige 
Arbeitnehmer gegenwärtig oder zukünftig verbunde-
ner Unternehmen der UMT United Mobility Technology 
AG i.S.d. § 15 ff. AktG (gemeinsam „Bezugsberech-
tigte“) auszugeben, die die Bezugsberechtigten nach 
Maßgabe der Optionsbedingungen berechtigen, neue 
auf den Inhaber lautende Stückaktien der UMT Uni-
ted Mobility Technology AG202 zu erwerben. Soweit 
Aktienoptionen 2023 an Mitglieder des Vorstands der 
Gesellschaft ausgegeben werden sollen, ist nur der 
Aufsichtsrat zur Ausgabe berechtigt.

	 Die Gewährung der Aktienoptionen 2023 erfolgt ge-
mäß den nachfolgenden Bestimmungen:

aa) Kreis der Bezugsberechtigten und Aufteilung der 
Aktienoptionen 2023

Die insgesamt bis zu 529.085 Aktienoptionen 2023 
verteilen sich wie folgt auf die Bezugsberechtigten:

(i) Auf die gegenwärtigen und zukünftigen Mitglieder 
des Vorstands der UMT United Mobility Technology 
AG entfallen bis zu 423.268 Aktienoptionen 2023.

(ii) Auf die gegenwärtigen und zukünftigen Arbeitneh-
mer der Gesellschaft und gegenwärtig und zukünftig 
verbundener Unternehmen der UMT United Mobility 

Technology AG entfallen bis zu 105.817 Aktienoptio-
nen 2023.

bb) Ausgabezeiträume (Erwerb der Aktienoptionen 
2023), Ausgabetag

Aktienoptionen 2023 können den Bezugsberech-
tigten einmalig oder in mehreren Tranchen bis zum 
04.12.2028 zum Erwerb angeboten werden, außer 
jeweils im Zeitraum von vier Wochen vor Veröffentli-
chung eines Jahresabschlusses, Halbjahresfinanzbe-
richts oder einer Quartalsmitteilung oder Bekanntgabe 
der vorläufigen Zahlen für das jeweils vorangegange-
ne Geschäftsjahr der Gesellschaft oder der vorläufi-
gen Zahlen für ein Quartal- oder Halbjahr. „Ausgabe-
tag“ ist der Tag, an dem den Bezugsberechtigten das 
Angebot zur Gewährung der Aktienoptionen 2023 zu-
geht, ungeachtet des Zeitpunkts der Annahme des An-
gebots. Das Angebot kann einen späteren Ausgabetag 
vorsehen.

cc) Inhalt der Aktienoptionen 2023, Ausübungspreis, 
Erfüllung

Für jede Aktienoption 2023, die ein Bezugsberechtig-
ter ausübt, ist er/sie zum Bezug einer neuen auf den 
Inhaber lautenden Stückaktie der UMT United Mobility 
Technology AG gegen Zahlung des „Ausübungsprei-
ses“ berechtigt. Der Ausübungspreis entspricht 100 % 
des Verkehrswertes der Aktien der Gesellschaft. Der 
Verkehrswert ergibt sich aus dem Mittelwert der in der 
Schlussauktion im Xetra-Handel oder einem vergleich-
baren Nachfolgesystem bzw. Nachfolgekurs festge-
stellten Preise für die Aktie der Gesellschaft jeweils 
während der letzten dreißig Börsenhandelstage vor 
dem Ausgabetag, mindestens jedoch EUR 1,00. Falls 
eine Schlussaktion an einem der relevanten Handels-
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tage nicht stattfindet oder ein Auktionspreis nicht fest-
gestellt werden kann, ist der letzte im fortlaufenden 
Handel ermittelte Preis maßgeblich, vorausgesetzt 
es hat am betreffenden Tag ein fortlaufender Handel 
stattgefunden. § 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt.

Die Aktienoptionen 2023 können aus dem neu zu 
schaffenden bedingten Kapital gemäß nachstehend 
lit. c, aus bestehendem oder zukünftigem geneh-
migten Kapital oder eigenen Aktien bedient werden. 
Alternativ kann dem Bezugsberechtigten bei Options-
ausübung nach Wahl der Gesellschaft auch ein Bar-
ausgleich gewährt werden. In diesem Fall ist dem 
Bezugsberechtigten die Differenz zwischen dem Aus-
übungspreis und dem Mittelwert der in der Schluss-
auktion im Xetra-Handel oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem an der Frankfurter Wertpapierbörse 
festgestellten Preise für eine Aktie der UMT United 
Mobility Technology AG an den 10 Börsenhandelsta-
gen vor Ausübung der jeweiligen Aktienoption 2023 zu 
zahlen.

dd) Laufzeit der Optionen

Die im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2023 
ausgegebenen Optionen können nur innerhalb von 
sechs Jahren nach ihrer erstmaligen Ausübungsmög-
lichkeit ausgeübt werden.

ee) Wartezeit bis zur erstmaligen Ausübung

Der Bezugsberechtigte kann die Aktienoptionen 2023 
ausüben, sobald mindestens vier Jahre seit dem Tag 
ihrer Ausgabe vergangen sind (Wartezeit i.S.v. § 193 
Abs. 2 Nr. 4 AktG).

ff) Erfolgsziel(e)

Die Ausübung der Aktienoptionen 2023 steht unter der 
Voraussetzung, dass der Kurs der UMT Aktie im Xetra-
Handel oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem 
seit dem Ausgabetag um mindestens 20 % gegenüber 
dem Ausübungspreis gestiegen ist, berechnet auf Ba-
sis des Mittelwerts der in der Schlussauktion im Xetra-
Handel oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem 
an der Frankfurter Wertpapierbörse festgestellten 
Preise für eine Aktie der UMT United Mobility Techno-
logy AG an den 10 Börsenhandelstagen vor dem jewei-
ligen Jahresende.

gg) Ausübungszeiträume

Zur Vermeidung von lnsiderverstößen dürfen Aktien-
optionen auch nach Ablauf der Wartezeit und unbe-
schadet der Beachtung des Erfolgsziels jeweils im 
Zeitraum von 30 Kalendertagen vor Bekanntgabe der 
Unternehmenszahlen, d.h. vor Veröffentlichung des 
Jahresabschlusses bzw. etwaiger Quartals- oder Zwi-
schenfinanzberichte nicht ausgeübt werden. Im Üb-
rigen sind die Einschränkungen zu beachten, die aus 
den allgemeinen Rechtsvorschriften, insbesondere 
dem Wertpapierhandelsgesetz und der Marktmiss-
brauchsverordnung, folgen.

hh) Verfall der Optionen („Vesting Period“)

Es sollen Regelungen zum Verfall von Bezugsrechten 
vorgesehen werden.

ii) Übertragbarkeit 

Die Aktienoptionen 2023 können – mit Ausnahme des 
Erbfalls – nicht übertragen, verpfändet oder sonst be-
lastet werden.
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jj) Steuern

Alle im Rahmen der Gewährung bzw. Ausübung der 
Aktienoptionen 2023 etwaig anfallenden Steuern, ins-
besondere Einkommensteuer (Lohnsteuer), Kirchen-
steuer und Solidaritätszuschlag, hat der Bezugsbe-
rechtigte selbst zu tragen.

kk) Weitere Ausgestaltung (Ermächtigung)

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten zur Ausge-
staltung des Aktienoptionsplans 2023 zu bestimmen. 
Sofern der Vorstand selbst betroffen ist, wird der Auf-
sichtsrat allein ermächtigt.

Hierzu gehören insbesondere, ohne abschließend zu 
sein:

•	 Festlegung der Anzahl der Aktienoptionen 2023, 
die einem einzelnen Bezugsberechtigten oder einer 
Gruppe von Bezugsberechtigten gewährt werden.

•	 die Dividendenberechtigung der auszugebenden Ak-
tien. 

•	 Bedingungen für eine Unverfallbarkeit der Aktienop-
tionen 2023 (z.B. bei einvernehmlicher Beendigung 
der Anstellung von Bezugsberechtigten).

•	 Voraussetzungen und Bedingungen für weitere Ver-
fallsgründe und Ausnahmen von Verfallsgründen.

•	 Anpassungen des Umtauschverhältnisses im Falle 
von Kapitalmaßnahmen, Verschmelzungen oder 
ähnlichen Transaktionen der Gesellschaft (Verwäs-
serungsschutz).

•	 Die Begrenzung der Verkaufsmöglichkeiten der je-
weiligen Bezugsberechtigten, einschließlich einer 
Pflicht zu einem koordinierten Verkauf. 

ll) Berichtspflicht des Vorstands

Der Vorstand wird über die Ausnutzung des Aktien-
optionsplans 2023 und die den Bezugsberechtigten in 
diesem Rahmen gewährten Aktienoptionen 2023 für 
jedes Geschäftsjahr nach den einschlägigen gesetz-
lichen Vorschriften jeweils im Anhang zum Jahres-
abschluss oder im Lagebericht berichten (§ 285 Nr. 
9a HGB, § 314 Abs. 1 Nr. 6a HGB, § 160 Abs. 1 Nr. 5 
AktG).

b)	 Bedingtes Kapital 2023/I

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um EUR 
529.085,00 durch Ausgabe von bis zu 529.085 auf den 
Inhaber lautenden nennbetragslosen Stückaktien be-
dingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023/I). Das Bedingte 
Kapital 2023/I dient ausschließlich der Erfüllung von 
Optionen, die aufgrund der Ermächtigung der ordent-
lichen Hauptversammlung vom 05.12.2023 gemäß 
TOP 7 gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung 
wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der 
ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug 
von Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen. Die 
Ausgabe der Aktien erfolgt jeweils zu dem Ausgabebe-
trag, der in der ordentlichen Hauptversammlung vom 
05.12.2023 gemäß TOP 7 lit. a) cc) als Ausübungs-
preis festgelegt worden ist; § 9 Abs. 1 AktG bleibet 
unberührt. Die neuen Aktien sind für jedes Geschäfts-
jahr gewinnberechtigt, für das die ordentliche Haupt-
versammlung zum Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien 
noch nicht über die Gewinnverwendung beschlossen 
hat. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
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Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der bedingten 
Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. 
Soweit der Vorstand selbst betroffen ist, wird der Auf-
sichtsrat allein ermächtigt.

c)	 Änderung der Satzung

In der Satzung wird folgender § 7 Abs. 2 wie folgt ge-
ändert:

„2. Das Grundkapital der Gesellschaft wird um EUR 
529.085,00 durch Ausgabe von bis zu 529.085 auf den 
Inhaber lautenden nennbetragslosen Stückaktien be-
dingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023/I). Das Bedingte 
Kapital 2023/I dient ausschließlich der Erfüllung von 
Optionen, die aufgrund der Ermächtigung der ordentli-
chen Hauptversammlung vom 05.12.2023 gemäß TOP 
7 gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird 
nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der ausge-
gebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug von Ak-
tien der Gesellschaft Gebrauch machen. Die Ausgabe 
der Aktien erfolgt jeweils zu dem Ausgabebetrag, der in 
der ordentlichen Hauptversammlung vom 05.12.2023 
gemäß TOP 7 lit. a) cc) als Ausübungspreis festgelegt 
worden ist; § 9 Abs. 1 AktG bleibet unberührt. Die neu-
en Aktien sind für jedes Geschäftsjahr gewinnberech-
tigt, für das die ordentliche Hauptversammlung zum 
Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien noch nicht über die 
Gewinnverwendung beschlossen hat. Der Vorstand 
ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhöhung 
und ihrer Durchführung festzulegen. Soweit der Vor-
stand selbst betroffen ist, wird der Aufsichtsrat allein 
ermächtigt.“

d)	 Ermächtigung zur Änderung der Fassung der Satzung

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der 
Satzung der Gesellschaft entsprechend der jeweiligen 
Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2023/I zu ändern. 
Entsprechendes gilt sofern und soweit das Bedingte 
Kapital 2023/I vor Ablauf der Laufzeit der Ermächti-
gung nicht für die Ausgabe von Aktienoptionen 2023/I 
ausgenutzt wird sowie für den Fall der Nichtausnut-
zung des Bedingten Kapitals 2023/I nach Ablauf der 
Fristen für die Ausübung der Optionen.

8.	 Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb 
und zur Verwendung eigener Aktien sowie zum Aus-
schluss des Bezugsrechts (§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG)

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Be-
schluss zu fassen:

a)	 Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien bis zu 
insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfas-
sung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum 
Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehen-
den Grundkapitals zu erwerben. Dabei dürfen auf die 
aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien zu-
sammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, die die 
Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt 
oder die ihr gemäß den §§ 71d und 71e AktG zuzu-
rechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des 
jeweiligen Grundkapitals entfallen.

	 Die Ermächtigung gilt für den Erwerb eigener Aktien 
bis zum 04.12.2028. 

	 Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, ein-
malig oder in mehreren Schritten, zur Verfolgung auch 
verschiedener Zwecke durch die Gesellschaft, ihre 
Konzerngesellschaften oder für ihre oder deren Rech-
nung durch Dritte ausgenutzt werden.
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b)	 Der Erwerb erfolgt über die Börse oder mittels eines 
an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentli-
chen Kaufangebots.

(1) Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, 
so darf der von der Gesellschaft gezahlte Gegen-
wert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den 
am Handelstag durch die Eröffnungsauktion er-
mittelten Kurs im Xetra-Handel (oder einem an 
die Stelle des Xetra-Systems getretenen funk-
tional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der 
Börse Frankfurt/Main um nicht mehr als 10 % 
überschreiten und um nicht mehr als 20 % unter-
schreiten.

(2) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kauf-
angebot an alle Aktionäre der Gesellschaft, dürfen 
der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der 
gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Er-
werbsnebenkosten) den Mittelwert der Schluss-
auktionskurse im Xetra-Handel (oder einem an die 
Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Börse 
Frankfurt/Main an den drei letzten Börsentagen 
vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots 
um nicht mehr als 10 % überschreiten und um 
nicht mehr als 20 % unterschreiten. Ergeben sich 
nach der Veröffentlichung eines Kaufangebots 
erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kur-
ses, so kann das Angebot angepasst werden. In 
diesem Fall wird auf den Durchschnittskurs der 
drei Börsenhandelstage vor der Veröffentlichung 
einer etwaigen Anpassung abgestellt. Das Kauf-
angebot kann weitere Bedingungen vorsehen. 
Das Volumen des Angebots kann begrenzt wer-
den. Sofern die gesamte Zeichnung des Angebots 
dieses Volumen überschreitet, kann das Andie-

nungsrecht der Aktionäre insoweit ausgeschlos-
sen werden, als die Annahme im Verhältnis der 
jeweils angebotenen Aktien erfolgt. Eine bevor-
rechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 
100 Stück zum Erwerb angebotener Aktien der 
Gesellschaft je Aktionär kann vorgesehen werden.

c)	 Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser 
oder früher erteilter Ermächtigungen erworbenen 
eigenen Aktien zu allen gesetzlich zugelassenen Zwe-
cken, insbesondere auch zu den folgenden Zwecken, 
zu verwenden:

(1) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
eingezogen werden, ohne dass die Einziehung 
oder ihre Durchführung eines weiteren Hauptver-
sammlungsbeschlusses bedarf.

(2) Sie können mit Zustimmung des Aufsichts-
rats Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu 
der Gesellschaft oder einem mit ihr verbunde-
nen Unternehmen stehen oder standen, sowie 
Organmitgliedern von mit der Gesellschaft ver-
bundenen Unternehmen zum Erwerb angeboten 
beziehungsweise übertragen werden, wobei das 
Arbeits- beziehungsweise Organverhältnis zum 
Zeitpunkt des Angebots oder der Zusage beste-
hen muss.

(3) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
Dritten gegen Sachleistungen, insbesondere im 
Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 
oder beim Erwerb von Unternehmen, Betrieben, 
Unternehmensteilen, Beteiligungen oder Aktien, 
angeboten und auf diese übertragen werden.
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(4) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
gegen Barzahlung an einzelne Aktionäre oder Drit-
te veräußert werden, wenn der Preis den Börsen-
preis zum Veräußerungszeitpunkt nicht wesent-
lich unterschreitet.

(5) Sie können mit Zustimmung des Aufsichts-
rats zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Er-
werbsrechten auf Aktien aus und im Zusammen-
hang mit von der Gesellschaft oder einer ihrer 
Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandel-/ 
Optionsschuldverschreibungen verwendet wer-
den.

Insgesamt dürfen die aufgrund der Ermächtigungen 
unter lit. c) Ziff. (4) und (5) verwendeten Aktien, so-
weit sie in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG (unter Bezugsrechtsausschluss gegen 
Bareinlagen nicht wesentlich unter dem Börsenpreis) 
ausgegeben werden, 10 % des Grundkapitals zum 
Zeitpunkt ihrer Verwendung nicht übersteigen. Auf 
diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die in 
direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG während der Wirksamkeit dieser Er-
mächtigung bis zu diesem Zeitpunkt ausgegeben oder 
veräußert wurden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, 
die zur Bedienung von Wandel-/Optionsschuldver-
schreibungen ausgegeben wurden oder auszugeben 
sind, soweit diese Schuldverschreibungen während 
der Wirksamkeit dieser Ermächtigung bis zu diesem 
Zeitpunkt entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-
gegeben wurden.

d)	 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die aufgrund die-
ser oder früher erteilter Ermächtigungen erworbenen 
eigenen Aktien wie folgt zu verwenden:

Sie können zur Bedienung von Erwerbspflichten oder 
Erwerbsrechten auf Aktien verwendet werden, die 
mit Vorstandsmitgliedern der UMT United Mobility 
Technology AG im Rahmen der Regelungen zur Vor-
standsvergütung vereinbart wurden beziehungsweise 
werden. Insbesondere können sie den Mitgliedern 
des Vorstands der UMT United Mobility Technology 
AG vom Aufsichtsrat zum Erwerb angeboten bezie-
hungsweise übertragen werden. Die Einzelheiten der 
Vergütung für die Vorstandsmitglieder werden vom 
Aufsichtsrat festgelegt.

e)	 Die Ermächtigungen unter lit. c) und d) können einmal 
oder mehrmals, einzeln oder gemeinsam, ganz oder 
in Teilen, auch durch Konzerngesellschaften oder für 
Rechnung der Gesellschaft oder ihrer Konzerngesell-
schaften handelnde Dritte ausgenutzt werden.

f)	 Das Bezugsrecht der Aktionäre auf erworbene eigene 
Aktien wird insoweit ausgeschlossen, als diese Aktien 
gemäß den vorstehenden Ermächtigungen unter lit. c) 
Ziff. (2) bis (5) und lit. d) verwendet werden. 

g)	 Der Vorstand wird die Hauptversammlung über die 
Gründe und den Zweck des Erwerbs eigener Aktien, 
über die Zahl der erworbenen Aktien und den auf sie 
entfallenden Betrag des Grundkapitals, über den Ge-
genwert, der für die Aktien gezahlt wurde sowie über 
den Ausschluss des Bezugsrechts unterrichten.

9.	 Beschlussfassung über eine Ermächtigung zur Ausgabe 
von Options- und/oder Wandelanleihen, Genussrechten 
oder Gewinnschuldverschreibungen (beziehungsweise 
Kombinationen dieser Instrumente) und zum Ausschluss 
des Bezugsrechts, die Schaffung eines Bedingten Kapi-
tals 2023/II und eine entsprechende Satzungsänderung



Tagesordnung

23

Tagesordnung

22

Die Gesellschaft soll zur Ausgabe von Options- und/oder 
Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldver-
schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 
ermächtig werden. 

Vor diesem Hintergrund schlagen Vorstand und Aufsichts-
rat vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a)	 Schaffung einer Ermächtigung zur Ausgabe von Op-
tions- und/oder Wandelanleihen, Genussrechten oder 
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 
dieser Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugs-
rechts

aa. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats bis zum 04. Dezember 2028 ein-
malig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den 
Namen lautende Options- oder Wandelanleihen, Ge-
nussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente (nachfolgend zu-
sammen die „Schuldverschreibungen“) im Gesamt-
nennbetrag von bis zu EUR 10.000.000,00 (in Worten: 
Euro zehn Millionen) mit oder ohne Laufzeitbeschrän-
kung zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern 
(nachfolgend zusammen die „Inhaber“) der jeweiligen, 
unter sich gleichberechtigten Teilschuldverschreibun-
gen Options- oder Wandlungsrechte auf den Inhaber 
lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem an-
teiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis 
zu EUR 2.116.343,00 nach näherer Maßgabe der Be-
dingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren 
oder aufzuerlegen. 

Options- oder Wandelanleihen, Genussrechte oder Ge-
winnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen die-
ser Instrumente) können außer in Euro auch – unter 
Begrenzung auf den entsprechenden Euro-Gegenwert 

– in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes be-
geben werden. 

Daneben können Options- oder Wandelanleihen, Ge-
nussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente auch gegen Sach-
einlage, insbesondere gegen Beteiligungen an ande-
ren Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, 
Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenstän-
den oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögens-
gegenständen einschließlich Forderungen gegen die 
Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften aus-
gegeben werden, wenn deren Wert mindestens dem 
Ausgabebetrag der Options- oder Wandelanleihen, Ge-
nussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente entspricht.

Options- oder Wandelanleihen, Genussrechte oder 
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 
dieser Instrumente) können auch durch Unternehmen 
begeben werden, an denen die Gesellschaft eine un-
mittelbare oder mittelbare Mehrheitsbeteiligung be-
sitzt. In diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats für die ausgebende 
Gesellschaft die Garantie für die Options- oder Wan-
delanleihen, Genussrechte oder Gewinnschuldver-
schreibungen bzw. Kombinationen dieser Instrumente 
zu übernehmen und den Inhabern bzw. Gläubigern 
solcher Options- oder Wandelanleihen, Genussrechte 
oder Gewinnschuldverschreibungen oder Kombina-
tionen dieser Instrumente auf neue Aktien der Gesell-
schaft zu gewähren. 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können 
auch (i) eine Options- bzw. Wandlungspflicht zum 
Ende der Laufzeit (oder zu einem anderen Zeitpunkt) 
oder (ii) das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei End-
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fälligkeit der Schuldverschreibungen (dies umfasst 
auch eine Fälligkeit wegen Kündigung) den Inhabern 
ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen 
Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu gewäh-
ren (nachfolgend das „Aktienlieferungsrecht“). Die 
Schuldverschreibungen können mit einer festen oder 
mit einer variablen Verzinsung ausgestattet werden. 
Ferner kann die Verzinsung auch wie bei einer Ge-
winnschuldverschreibung vollständig oder teilweise 
von der Höhe der Dividende der Gesellschaft abhängig 
sein.

bb. Das gesetzliche Bezugsrecht kann den Aktionären 
in der Weise eingeräumt werden, dass die Schuldver-
schreibungen von einem oder mehreren Kreditinsti-
tuten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die 
Options- oder Wandelanleihen, Genussrechte oder 
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 
dieser Instrumente) insgesamt auszuschließen, wenn 
die Options- oder Wandelanleihen, Genussrechte oder 
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 
dieser Instrumente) gegen Sacheinlage ausgegeben 
werden und der Ausschluss des Bezugsrechts im 
überwiegenden Interesse der Gesellschaft liegt.

Bei der Ausgabe von Options- oder Wandelanleihen, 
Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen 
(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) ist der Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, 
das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Genussrechte 
insgesamt auszuschließen, wenn die Genussrechte 
obligationsähnlich ausgestaltet sind, d.h. keine Mit-
gliedschaftsrechte, insbesondere keine Beteiligung 

am Gewinn oder Liquidationserlös gewähren, keine 
Bezugs- oder Wandlungsrechte auf Aktien der Gesell-
schaft begründen sowie eine feste, gewinnunabhängi-
ge Verzinsung in für solche Finanzierungsinstrumente 
marktüblicher Höhe vorsehen.

cc. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge, die sich auf-
grund des Bezugsverhältnisses ergeben, von dem Be-
zugsrecht der Aktionäre auszunehmen.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf 
gegen Barzahlung ausgegebene Schuldverschreibun-
gen vollständig auszuschließen, sofern der Vorstand 
nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung ge-
langt, dass der Ausgabepreis der Schuldverschreibun-
gen ihren nach anerkannten, insbesondere finanzma-
thematischen Methoden ermittelten hypothetischen 
Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Diese Er-
mächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts gilt 
jedoch nur für Schuldverschreibungen mit einem Op-
tions- bzw. Wandlungsrecht oder einer Options- bzw. 
Wandlungspflicht auf Aktien mit einem anteiligen 
Betrag des Grundkapitals, der insgesamt 10 % des 
Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt 
der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung.

Auf die vorgenannte 10 %-Grenze ist der anteilige Be-
trag am Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder 
zurückerworbene Aktien entfällt, die seit dem 05. De-
zember 2023 unter vereinfachtem Bezugsrechtsaus-
schluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. Ferner 
sind auf diese Begrenzung auch diejenigen Aktien an-
zurechnen, die aus einem Genehmigten Kapital unter 
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Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung bis zur gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bezugs-
rechtfreien Ausgabe der Schuldverschreibungen aus-
gegeben werden.

dd. Die Schuldverschreibungen werden in Teilschuld-
verschreibungen eingeteilt.

Im Falle der Ausgabe von Optionsanleihen werden 
jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Op-
tionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer 
Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Bedin-
gungen der Schuldverschreibungen zum Bezug von 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien der Gesell-
schaft berechtigen oder – auch aufgrund eines Aktien-
lieferungsrechts – verpflichten. Die Bedingungen der 
Schuldverschreibungen können auch vorsehen, dass 
der Optionspreis auch durch Übertragung von Teil-
schuldverschreibungen und ggf. eine bare Zuzahlung 
erfüllt werden kann. Der anteilige Betrag des Grund-
kapitals, der auf die je Teilschuldverschreibung zu 
beziehenden Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der 
Teilschuldverschreibungen nicht übersteigen.

Soweit sich Bruchteile von Aktien ergeben, kann vor-
gesehen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe 
der Bedingungen der Schuldverschreibungen, ggf. ge-
gen Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert 
werden können.

Im Falle der Ausgabe von Wandelanleihen erhalten die 
Inhaber das unentziehbare Recht oder die Pflicht, ihre 
Teilschuldverschreibungen gemäß den vom Vorstand 
festgelegten Bedingungen der Schuldverschreibungen 
in auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesell-
schaft zu wandeln oder diese abzunehmen.

Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division 
des Nennbetrags oder des unter dem Nennbetrag 
liegenden Ausgabepreises einer Teilschuldverschrei-
bung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine 
auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft 
und kann auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet wer-
den; ferner können eine in bar zu leistende Zuzahlung 
und die Zusammenlegung oder ein Ausgleich für nicht 
wandlungsfähige Spitzen festgesetzt werden. Die Be-
dingungen der Schuldverschreibungen können ein 
variables Wandlungsverhältnis und eine Bestimmung 
des Wandlungspreises (vorbehaltlich des nachfolgend 
bestimmten Mindestpreises) innerhalb einer vorgege-
benen Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung 
des Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft während 
der Laufzeit der Anleihe vorsehen.

ee. Im Falle der Begebung von Schuldverschreibun-
gen, die Options- oder Wandlungsrechte gewähren, 
muss der jeweils festzusetzende Options- bzw. Wand-
lungspreis für eine Stückaktie der Gesellschaft min-
destens 80 % des umsatzgewichteten Durchschnitts-
kurses der Aktie der Gesellschaft im elektronischen 
Xetra-Handel an der Wertpapierbörse Frankfurt am 
Main oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem 
während der Bezugsfrist (mit Ausnahme der Tage der 
Bezugsfrist, die erforderlich sind, damit der Options- 
bzw. Wandlungspreis gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG 
fristgerecht bekannt gemacht werden kann) betragen.

In den Fällen einer Options- bzw. Wandlungspflicht 
oder eines Aktienlieferungsrechts kann der Options- 
bzw. Wandlungspreis nach näherer Maßgabe der Be-
dingungen der Schuldverschreibungen mindestens 
entweder dem oben genannten Mindestpreis entspre-
chen oder dem umsatzgewichteten Durchschnitts-
kurs der Aktie der Gesellschaft im elektronischen 
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Xetra-Handel an der Wertpapierbörse Frankfurt am 
Main während eines Referenzzeitraums von 10 Bör-
senhandelstagen vor dem Tag der Endfälligkeit bzw. 
dem anderen festgelegten Zeitpunkt, auch wenn die-
ser Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten 
Mindestpreises liegt. Der anteilige Betrag des Grund-
kapitals der auszugebenden Stückaktien der Gesell-
schaft darf den Nennbetrag der Schuldverschreibun-
gen nicht übersteigen. §§ 9 Abs. 1 und 199 Abs. 2 
AktG bleiben unberührt.

ff. Unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG kann der Opti-
ons- bzw. Wandlungspreis aufgrund einer Verwässe-
rungsschutzklausel nach näherer Maßgabe der Bedin-
gungen der Schuldverschreibungen zum Zwecke der 
Wahrung der Rechte der Inhaber der Schuldverschrei-
bungen gemäß bzw. entsprechend § 216 Abs. 3 AktG 
dann ermäßigt werden, wenn die Gesellschaft während 
der Options- bzw. Wandlungsfrist durch (i) eine Kapital-
erhöhung aus Gesellschaftsmitteln mit Ausgabe neuer 
Aktien das Grundkapital erhöht oder (ii) unter Einräu-
mung eines ausschließlichen Bezugsrechts an ihre 
Aktionäre das Grundkapital erhöht oder eigene Aktien 
veräußert (ungeachtet eines etwaigen Ausschlusses 
des Bezugsrechts für Spitzenbeträge) oder (iii) unter 
Einräumung eines ausschließlichen Bezugsrechts an 
ihre Aktionäre weitere Schuldverschreibungen mit Op-
tions- bzw. Wandlungsrecht oder Options- bzw. Wand-
lungspflicht begibt, gewährt oder garantiert (ungeach-
tet eines etwaigen Ausschlusses des Bezugsrechts 
für Spitzenbeträge) und in den Fällen (i) bis (iii) den In-
habern schon bestehender Options- bzw. Wandlungs-
rechte oder Options- bzw. Wandlungspflichten hierfür 
kein Bezugsrecht eingeräumt wird, wie es ihnen nach 
Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder 
nach Erfüllung der Options- bzw. Wandlungspflicht 
kraft Gesetzes zustehen würde.

Die Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises 
kann auch durch eine Barzahlung bei Ausübung des 
Options- bzw. Wandlungsrechts oder bei der Erfüllung 
einer Options- bzw. Wandlungspflicht bewirkt werden. 
Soweit zum Verwässerungsschutz erforderlich, kön-
nen die Bedingungen der Schuldverschreibungen für 
die vorgenannten Fälle auch vorsehen, dass die An-
zahl der Options- bzw. Wandlungsrechte je Teilschuld-
verschreibung angepasst werden. Die Bedingungen 
der Schuldverschreibungen können darüber hinaus 
für den Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer au-
ßerordentlicher Maßnahmen bzw. Ereignisse, die mit 
einer wirtschaftlichen Verwässerung des Wertes der 
Options- bzw. Wandlungsrechte oder Options- bzw. 
Wandlungspflichten verbunden sind (z. B. Kontroller-
langung durch Dritte), eine Anpassung der Options- 
bzw. Wandlungsrechte oder Options- bzw. Wandlungs-
pflichten vorsehen. §§ 9 Abs. 1 AktG und 199 Abs. 2 
AktG bleiben unberührt. 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können 
das Recht der Gesellschaft vorsehen, im Falle der Op-
tionsausübung bzw. Wandlung nicht neue Stückaktien 
zu gewähren, sondern einen Geldbetrag zu zahlen, der 
für die Anzahl der anderenfalls zu liefernden Aktien 
dem umsatzgewichteten Durchschnittskurs der Aktie 
der Gesellschaft im elektronischen Xetra-Handel an 
der Wertpapierbörse Frankfurt am Main während der 
10 Börsenhandelstage nach Erklärung der Options-
ausübung bzw. der Wandlung entspricht. 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen kön-
nen auch vorsehen, dass die Schuldverschreibungen 
nach Wahl der Gesellschaft statt in neue Aktien aus 
Bedingtem Kapital in bereits existierende Aktien der 
Gesellschaft gewandelt werden können oder das Op-
tionsrecht durch Lieferung solcher Aktien erfüllt oder 
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bei Optionspflicht mit Lieferung solcher Aktien bedient 
werden kann.

gg. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Aus-
gabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, 
insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und 
Stückelung, Verwässerungsschutzbestimmungen, 
Options- bzw. Wandlungszeitraum sowie im vorge-
nannten Rahmen den Options- bzw. Wandlungspreis 
zu bestimmen.

b)	 Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2023/II

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 
2.116.343,00 durch Ausgabe von insgesamt bis zu 
2.116.343 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückak-
tien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023/II).Die be-
dingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien bei Ausübung von 
Options- bzw. Wandlungsrechten oder bei Erfüllung 
entsprechender Options- bzw. Wandlungspflichten 
oder bei Ausübung eines Wahlrechts der Gesellschaft, 
ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen 
Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu gewäh-
ren, an die Inhaber von Options- oder Wandelanleihen, 
Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen 
(bzw. Kombinationen dieser Instrumente, nachfol-
gend zusammen die „Schuldverschreibungen“), die 
aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Haupt-
versammlung vom 05. Dezember 2023 bis zum 04. 
Dezember 2028 von der Gesellschaft oder durch ein 
Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar 
oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, begeben wer-
den.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach 
Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächti-
gungsbeschlusses zu bestimmenden Options- bzw. 
Wandlungspreises.

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der 
Ausgabe von Schuldverschreibungen gemäß dem Er-
mächtigungsbeschuss der Hauptversammlung vom 
05. Dezember 2023 und nur insoweit durchzuführen, 
wie von Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch 
gemacht wird oder zur Optionsausübung bzw. Wand-
lung verpflichtete Inhaber von Schuldverschreibungen 
ihre Verpflichtung zur Optionsausübung bzw. Wand-
lung erfüllen oder wie die Gesellschaft ein Wahlrecht 
ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des 
fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu 
liefern und soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder 
eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden.

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-
jahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchfüh-
rung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 7 Abs. 3 der Sat-
zung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Be-
dingten Kapitals 2023/II anzupassen sowie alle sonst 
damit in Zusammenhang stehenden Anpassungen der 
Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen.

c)	 § 7 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neu eingefügt:

„3. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 
EUR 2.116.343,00 durch Ausgabe von insgesamt bis 
zu 2.116.343 neuen, auf den Inhaber lautenden Stück-
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aktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023/II).Die 
bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien bei Ausübung 
von Options- bzw. Wandlungsrechten oder bei Erfül-
lung entsprechender Options- bzw. Wandlungspflichten 
oder bei Ausübung eines Wahlrechts der Gesellschaft, 
ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen 
Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu gewäh-
ren, an die Inhaber von Options- oder Wandelanleihen, 
Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen 
(bzw. Kombinationen dieser Instrumente, nachfolgend 
zusammen die „Schuldverschreibungen“), die aufgrund 
des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversamm-
lung vom 05. Dezember 2023 bis zum 04. Dezember 
2028 von der Gesellschaft oder durch ein Unterneh-
men, an dem die Gesellschaft unmittelbar oder mittel-
bar mehrheitlich beteiligt ist, begeben werden.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach 
Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächti-
gungsbeschlusses zu bestimmenden Options- bzw. 
Wandlungspreises.

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der 
Ausgabe von Schuldverschreibungen gemäß dem Er-
mächtigungsbeschuss der Hauptversammlung vom 
05. Dezember 2023 und nur insoweit durchzuführen, 
wie von Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch ge-
macht wird oder zur Optionsausübung bzw. Wandlung 
verpflichtete Inhaber von Schuldverschreibungen ihre 
Verpflichtung zur Optionsausübung bzw. Wandlung er-
füllen oder wie die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, 
ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen 
Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu liefern 
und soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene 
Aktien zur Bedienung eingesetzt werden.

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-
jahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchfüh-
rung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 7 Abs. 3 der Sat-
zung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des 
Bedingten Kapitals 2023 anzupassen sowie alle sonst 
damit in Zusammenhang stehenden Anpassungen der 
Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen.“

10.	 Beschlussfassung über die Satzungsänderung

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Satzung der 
Gesellschaft wie folgt zu ändern:

§ 15 Abs.10 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt 
neu gefasst und in die Satzung eingefügt: 

„10. Der Vorstand ist ermächtigt, für bis zum Ablauf 
des 04. Dezember 2028 stattfindende Hauptversamm-
lungen vorzusehen, dass die Versammlung ohne physi-
sche Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 
am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtu-
elle Hauptversammlung). Wird eine virtuelle Hauptver-
sammlung abgehalten, sind die hierfür vorgesehenen 
rechtlichen Voraussetzungen einzuhalten. Mitgliedern 
des Aufsichtsrats ist im Falle der virtuellen Hauptver-
sammlung die Teilnahme an der Hauptversammlung 
im Wege der Bild- und Tonübertragung gestattet.“



Berichte an die Hauptversammlung

35

Berichte an die Hauptversammlung

34

II. Berichte an die 
Hauptversammlung
Bericht des Vorstandes an die Hauptversammlung zu 
Tagesordnungspunkt 6 (Genehmigtes Kapital 2023/I)

Der Vorstand hat den nachfolgenden schriftlichen Bericht an 
die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 6 (Genehmig-
tes Kapital 2023/I) gemäß § 203 Abs. 2, § 186 Abs. 4 Satz 2 
AktG erstattet.

Vorstand und Aufsichtsrat der UMT United Mobility Technology 
AG schlagen der Hauptversammlung am 05.12.2023 die Schaf-
fung eines neuen genehmigten Kapitals vor. Die Ermächtigung 
vom 29.06.2018 ist ausgelaufen. Um der Gesellschaft nunmehr 
vollumfängliche kursschonende Möglichkeiten zu eröffnen, auf 
Marktgegebenheiten zu reagieren und um sowohl Bar- als auch 
Sachkapitalerhöhungen zu ermöglichen, soll die Verwaltung der 
Gesellschaft erneut ermächtigt werden, das Grundkapital der 
Gesellschaft durch die Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lau-
tende Stückaktien bestmöglich zu erhöhen. 

Insgesamt soll das Grundkapital um bis zu EUR 2.645.428,00 
einmalig oder mehrmalig gegen Bar- und/oder Sacheinla-
gen durch die Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien erhöht werden können. Die Ermächtigung soll auf 
die längste gesetzlich zulässige Frist von fünf Jahren erteilt 
werden. Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe neuer 
Aktien aus dem genehmigten Kapital soll die Gesellschaft in 
die Lage versetzen, kurzfristig auf Finanzierungserfordernisse 
reagieren zu können. Durch die Ermächtigung des Vorstands, 
das Grundkapital im Rahmen des Beschlussvorschlags ohne 
weiteren Hauptversammlungsbeschluss zu erhöhen, soll der 
Vorstand außerdem in die Lage versetzt werden, ohne Bean-

spruchung der Kapitalmärkte Unternehmen, Unternehmensteile 
oder Beteiligungen an Unternehmen von Dritten gegen Ausga-
be von Aktien zu erwerben oder sich mit diesen zusammenzu-
schließen. 

Bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals haben die Aktionäre 
grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien. 

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, das Bezugsrecht 
der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter be-
stimmten Voraussetzungen auszuschließen. Der Vorstand er-
stattet daher diesen Bericht gemäß § 203 Abs. 2 AktG i.V.m. § 
186 Abs. 4 S. 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des 
Bezugsrechts. 

Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen

Die vorgesehene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts für Spitzenbeträge soll die Abwicklung der Aktienaus-
gabe mit einem grundsätzlichen Bezugsrecht der Aktionäre 
erleichtern. Spitzenbeträge können sich aus der Höhe des vom 
Vorstand im Rahmen der Ermächtigung festzulegenden Emis-
sionsvolumens und dem Bezugsverhältnis ergeben, wenn nicht 
alle neu auszugebenden Aktien gleichmäßig auf alle Aktionäre 
verteilt werden können, so z. B. wenn Aktionären aufgrund ihres 
Aktienbesitzes nicht ausschließlich volle Aktienstückzahlen 
zum Bezug zugeteilt werden können. Die Spitzenbeträge und 
deren Wert je Aktionär sind in der Regel gering. Der Aufwand für 
die Ausgabe von Aktien ohne einen Bezugsrechtsausschluss 
für Spitzenbeträge ist erheblich höher. Ein Ausschluss des Be-
zugsrechts für Spitzenbeträge dient daher der Praktikabilität 
und der erleichterten Durchführung einer Aktienausgabe. Die 
als sog. freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre dann aus-
geschlossenen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der 
Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Vorstand und Auf-
sichtsrat halten den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen 
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Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionä-
ren für angemessen.

Bezugsrechtsausschluss bei Barkapitalerhöhungen gemäß § 
186 Abs. 3 S. 4 AktG 

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats außerdem ausgeschlossen werden können, wenn die 
Aktien nach § 203 Abs. 1, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu einem 
Betrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht wesent-
lich unterschreitet und wenn der auf die ausgegebenen Aktien 
insgesamt entfallende anteilige Betrag die in § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG festgelegte Grenze von 10 % des Grundkapitals nicht 
übersteigt. Es wird damit von der vom Gesetzgeber in § 186 
Abs. 3 S. 4 AktG eröffneten Möglichkeit des erleichterten Be-
zugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht. Die Ermächti-
gung setzt die Gesellschaft in die Lage, auch kurzfristig einen 
Kapitalbedarf zu decken und auf diese Weise sich ergebende 
Marktchancen schnell und flexibel zu nutzen. Der Ausschluss 
des Bezugsrechts ermöglicht ein sehr schnelles Agieren und 
eine Platzierung nahe am Börsenkurs, das heißt ohne den bei 
Bezugsemissionen üblichen Abschlag. Weder im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer 
Ausübung darf diese Kapitalerhöhung 10 % des bestehenden 
Grundkapitals übersteigen. Auf diese 10 % sind diejenigen 
Aktien anzurechnen, die unter Bezugsrechtsausschluss in un-
mittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Mit dieser Begren-
zung wird dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässerungs-
schutz für ihren Anteilsbesitz Rechnung getragen. Jeder Aktio-
när kann zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien 
zu annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben, da die 
neuen Aktien nahe am Börsenkurs ausgegeben werden. Es wird 
daher sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetz-
lichen Wertung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG die Vermögens- wie 
auch die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre bei einer Ausnut-
zung des genehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugs-

rechts angemessen gewahrt werden.

Bezugsrechtsausschluss bei Sachkapitalerhöhungen

Der Vorstand soll überdies ermächtigt sein, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Sachkapitalerhöhungen 
auszuschließen. Hiermit soll der Vorstand in die Lage versetzt 
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in geeigneten Fäl-
len Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen an 
Unternehmen bzw. Sachwerte gegen Überlassung von Aktien 
der Gesellschaft, auch im Wege des Unternehmenszusammen-
schlusses, erwerben zu können. Hierdurch soll die Gesellschaft 
die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und internationalen 
Märkten rasch und erfolgreich auf vorteilhafte Angebote oder 
sich sonst bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unterneh-
men, Unternehmensteilen oder Beteiligungen bzw. von Sach-
werten an Unternehmen oder zum Zusammenschluss mit 
Unternehmen reagieren zu können. Nicht selten ergibt sich 
aus Verhandlungen die Notwendigkeit, als Gegenleistung nicht 
Geld, sondern Aktien bereitzustellen. Um den Erwerb auch in 
diesen Fällen durchführen zu können, muss die Gesellschaft 
erforderlichenfalls die Möglichkeit haben, kurzfristig ihr Ka-
pital unter Bezugsrechtsausschluss gegen Sacheinlagen zu 
erhöhen. Der Ausgabebetrag für die Aktien wird dabei vom 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter angemesse-
ner Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft und der 
Aktionäre festgelegt. Die kurzfristige Einberufung einer außer-
ordentlichen Hauptversammlung zur Beschlussfassung über 
eine Kapitalerhöhung kommt hierfür meist nicht in Betracht, da 
zum einen mit der Einberufung und Abhaltung der Hauptver-
sammlung hohe Kosten verbunden sind, zum anderen aufgrund 
der bestehenden Einberufungsfristen eine kurzfristige Befas-
sung der Hauptversammlung und Umsetzung eines Beschlus-
ses nicht möglich wäre. Konkrete Erwerbsvorhaben, zu deren 
Durchführung das Kapital mit Bezugsrechtsausschluss erhöht 
werden soll, bestehen gegenwärtig nicht. Durch die Höhe des 
vorgeschlagenen neuen genehmigten Kapitals in Höhe von 50 
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% des bestehenden Grundkapitals soll sichergestellt werden, 
dass auch größere Akquisitionen, sei es gegen Barleistung, sei 
es gegen Aktien oder eine Kombination von Barleistung und Ak-
tien, finanziert werden können. Wenn sich Möglichkeiten zum 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligun-
gen an Unternehmen bzw. von Sachwerten konkretisieren, wird 
der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er vom genehmigten Kapital 
Gebrauch machen soll. Er wird dies nur dann tun, wenn der Er-
werb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligun-
gen an Unternehmen bzw. von Sachwerten gegen Gewährung 
von Aktien der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse 
derselben liegt. Er wird hierbei auch prüfen, ob das konkrete 
Vorhaben in Übereinstimmung mit dem satzungsmäßigen Un-
ternehmensgegenstand steht und ob die konkreten Tatsachen 
von der abstrakten Umschreibung des Vorhabens im Ermächti-
gungsbeschluss gedeckt sind. Nur wenn diese Voraussetzun-
gen erfüllt sind, wird auch der Aufsichtsrat seine erforderliche 
Zustimmung zum Bezugsrechtsausschluss erteilen. Bei der 
Festlegung der Bewertungsrelation wird der Vorstand darauf 
achten, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt 
werden. Der Vorstand wird sich bei der Bemessung des Wertes 
der als Gegenleistung gewährten Aktien am Börsenpreis der Ak-
tien der Gesellschaft orientieren und ferner sicherstellen, dass 
der Wert der zu erwerbenden Unternehmen, Unternehmenstei-
le oder Beteiligungen an Unternehmen bzw. der Sachwerte in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem Wert der hierfür als 
Gegenleistung gewährten Aktien steht.

Mittelbares Bezugsrecht

Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, soweit ein ge-
eigneter Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die neuen Aktien mit 
der Verpflichtung übernimmt, sie den Aktionären so zum Bezug 
anzubieten, wie diese ohne Ausschluss des Bezugsrechts inso-
weit bezugsberechtigt wären. Dabei handelt es sich zwar der 
Sache nach um einen Ausschluss des Bezugsrechts; es wird 

jedoch sichergestellt, dass die Aktionäre - wie bei Einräumung 
eines mittelbaren Bezugsrechts nach § 186 Abs. 5 AktG - Ak-
tien zeichnen können und damit nicht schlechter stehen wie bei 
Einräumung eines mittelbaren Bezugsrechts nach § 186 Abs. 5 
AktG. Die Gesellschaft wird insbesondere prüfen, ob es einen 
hinreichenden sachlichen Grund für die Einschaltung eines 
Zeichners gibt, der nicht die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 
AktG erfüllt, d. h. nicht Kreditinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 S. 
1 oder § 53 b Abs. 1 S. 1 oder Abs. 7 KWG tätiges Unternehmen 
ist. Die Gesellschaft wird ferner sämtliche zumutbaren Anstren-
gungen im Hinblick auf das Zuteilungsverfahren unternehmen, 
um die mittelbare Bezugsmöglichkeit der Aktionäre sicherzu-
stellen. Die Gesellschaft erhält hierdurch die Möglichkeit, die 
Kapitalerhöhung gegebenenfalls auch ohne die Einschaltung 
eines Kreditinstituts oder eines nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder 
§ 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kredit-
wesen tätigen Unternehmens in voller Höhe gegebenenfalls in 
anderen Märkten sowie kostengünstiger zu platzieren.

Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft

Schließlich soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, 
wenn der Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen Inte-
resse der Gesellschaft liegt. Der Vorstand soll somit die Mög-
lichkeit erhalten, für nicht vorhersehbare Fälle das Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen. Der Vorstand wird in jedem Ein-
zelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapi-
talerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
Gebrauch machen wird. Er wird es nur dann tun, wenn es nach 
Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im wohlver-
standenen Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionä-
re liegt. Im Einzelfall sind Fallgruppen denkbar, bei denen das 
Interesse der Gesellschaft das Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zuschließen das Interesse der Aktionäre am Verwässerungs-
schutz deutlich überwiegt.
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Bericht des Vorstandes an die Hauptversammlung zu 
Tagesordnungspunkt 7 (Bedingtes Kapital 2023/I)

Vorstand und Aufsichtsrat bitten die Aktionäre der Gesell-
schaft unter Tagesordnungspunkt 7 um die Ermächtigung zur 
Implementierung eines Aktienoptionsprogrammes. Der Gesell-
schaft soll auf diese Weise – entsprechend verbreiteter Praxis 
bei Aktiengesellschaften in Deutschland – ermöglicht werden, 
die aktienrechtlichen Voraussetzungen für die Gewährung von 
variablen Vergütungskomponenten mit langfristiger Anreizwir-
kung für die Mitglieder des Vorstandes und Arbeitnehmer der 
UMT United Mobility Technology AG und die gegenwärtigen 
und zukünftigen Arbeitnehmer ihrer Tochtergesellschaften zu 
schaffen, die auf eine Steigerung des nachhaltigen Unterneh-
menswertes im Einklang mit den Rahmenbedingungen des Ak-
tiengesetzes gerichtet sind. Das Aktienoptionsprogramm 2023 
ist auf die Ausgabe von maximal 529.085 Optionen (eine Option 
berechtigt zum Bezug einer Aktie) an derzeitige und zukünftige 
Mitglieder des Vorstands der UMT United Mobility Technology 
AG sowie an gegenwärtige und zukünftige Arbeitnehmer der 
Gesellschaft und gegenwärtiger oder zukünftig verbundener 
Unternehmen i.S.d. § 15 ff. AktG (gemeinsam „Bezugsberech-
tigte“) beschränkt. Das Volumen beträgt somit rund 10 % des 
bei Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals. Um der Ge-
sellschaft größtmögliche Flexibilität zu bieten, können die Ak-
tienoptionen 2023 aus dem neu zu schaffenden bedingten Ka-
pital, aus bestehendem oder zukünftigem genehmigten Kapital 
oder eigenen Aktien bedient werden. Alternativ kann dem Be-
zugsberechtigten bei Optionsausübung nach Wahl der Gesell-
schaft auch ein Barausgleich gewährt werden. Vorstand und 
Aufsichtsrat verfolgen mit dem Aktienoptionsprogramm das 
Ziel, durch eine teilweise aktienbasierte Vergütung der Mitglie-
der des Vorstandes sowie der Arbeitnehmer der Gesellschaft 
und gegenwärtiger oder zukünftig verbundener Unternehmen, 
diese Personen stärker am Unternehmenserfolg zu beteiligen 
und deren Identifizierung mit dem Unternehmen zu fördern. 
Dies trägt auch zu einer Wertsteigerung des Unternehmens und 

damit auch der Beteiligung der Aktionäre bei und liegt somit im 
Interesse aller Beteiligten.

Bericht des Vorstandes an die Hauptversammlung zu 
Tagesordnungspunkt 8 (Ausschluss des Bezugsrechts 
bei der Verwendung eigener Aktien)

Der Tagesordnungspunkt 8 enthält den Vorschlag, die Gesell-
schaft zu ermächtigen, bis zum 04.12.2028 eigene Aktien im 
Umfang von bis zu 10 Prozent des derzeitigen Grundkapitals 
zu erwerben. 

Mit dieser Ermächtigung soll der Vorstand in die Lage versetzt 
werden, im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre eige-
ne Aktien bis zur Höhe von insgesamt 10 Prozent des derzeiti-
gen Grundkapitals der Gesellschaft oder – falls dieser Wert ge-
ringer ist – das zum Zeitpunkt der Ankündigung der Ausübung 
der Ermächtigung bestehendes Grundkapitals erwerben zu 
können. Die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien 
können über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot an 
alle Aktionäre wieder veräußert werden. Mit diesen Möglich-
keiten wird der Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre 
gewahrt.

Dabei soll die Gesellschaft neben einem Erwerb über die Börse 
eigene Aktien auch durch ein öffentliches Kaufangebot erwer-
ben können.

Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft die 
Möglichkeit geben, eigene Aktien zu erwerben, um sie Dritten 
im Rahmen des Zusammenschlusses mit Unternehmen oder 
im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensbe-
teiligungen oder Unternehmensteilen anbieten zu können. 

Diese Ermächtigung soll der Gesellschaft den nötigen Hand-
lungsspielraum bieten, um ohne Beanspruchung der Börse im 
Rahmen ihrer Unternehmensstrategie schnell, flexibel und kos-
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tengünstig zu reagieren und in geeigneten Einzelfällen bei dem 
Erwerb von Unternehmen, von Beteiligungen an bzw. Teilen von 
solchen Unternehmen oder bei Zusammenschlüssen eigene 
Aktien ganz oder teilweise als Gegenleistung verwenden zu 
können.

Die Möglichkeit der Überlassung von Aktien in den vorgenann-
ten Fällen kann sich gegenüber der Zahlung von Geld als die 
günstigere – weil liquiditätsschonende – Finanzierungsform 
für die Gesellschaft erweisen und liegt damit auch im Interesse 
der Aktionäre. Im Wettbewerb um attraktive Akquisitionen kön-
nen sich daher Vorteile ergeben, wenn als Gegenleistung Aktien 
der Gesellschaft angeboten werden können. Das Bezugsrecht 
der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen.

Vorgenannte Akquisitionen erfordern in der Regel rasche Ent-
scheidungen, so dass die Beschlussfassung der Hauptver-
sammlung bei einer sich abzeichnenden Erwerbsmöglichkeit 
zu viel Zeit in Anspruch nähme. Der Gesellschaft steht darüber 
hinaus das Genehmigte Kapital für den Erwerb von Unterneh-
men oder Beteiligungen daran zur Verfügung. Die Entscheidung 
über die Art der Aktienbeschaffung trifft der Vorstand mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats, wobei er sich allein vom Interesse 
der Aktionäre und der Gesellschaft leiten lässt.

Außerdem soll die Gesellschaft in der Lage sein, Aktien an 
Arbeitnehmer der Gesellschaft oder mit ihr verbundener Unter-
nehmen sowie an Organmitglieder von mit ihr verbundenen 
Unternehmen auszugeben. Die Ausgabe von Aktien an diese 
Personengruppe fördert deren Integration in das Unternehmen 
und die Übernahme von Mitverantwortung. Damit liegt die Aus-
gabe von Aktien an Mitarbeiter und Führungskräfte im Interes-
se der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. Auch insoweit ist ein 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich.

Die Übertragung eigener Aktien anstelle der Inanspruchnahme 
eventuell ebenfalls zur Verfügung stehenden genehmigten Ka-

pitals kann eine wirtschaftlich sinnvolle Alternative sein, da sie 
den mit einer Kapitalerhöhung verbundenen Aufwand sowie 
den sonst eintretenden Verwässerungseffekt vermeidet.

Darüber hinaus sollen die Voraussetzungen dafür geschaffen 
werden, auch Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft als va-
riablen Vergütungsbestandteil anstelle oder neben einer Bar-
zahlung (Bonus) ganz oder teilweise Aktien der Gesellschaft 
zu gewähren. Durch die Gewährung von aktienbasierten Instru-
menten an Vorstandsmitglieder wird ein Teil der Vergütung auf-
geschoben und somit die Bindung an die Gesellschaft erhöht, 
indem der Vorstand an einer nachhaltigen Wertsteigerung des 
Unternehmens partizipiert. Es können variable Vergütungsbe-
standteile geschaffen werden, die einen Anreiz für eine lang-
fristige, auf Nachhaltigkeit angelegte Unternehmensführung 
setzen. Die Einzelheiten der Vergütung für die Vorstandsmit-
glieder werden vom Aufsichtsrat festgelegt. Auch insoweit ist 
ein Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich.

Die aufgrund eines Ermächtigungsbeschlusses erworbenen 
eigenen Aktien soll die Gesellschaft mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats auch ohne erneuten Beschluss der Hauptversamm-
lung einziehen können. Die Hauptversammlung überträgt dazu 
die Entscheidung über die Einziehung dem Vorstand.

Erworbene eigene Aktien sollen mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats auch gegen Barleistung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts an einzelne Aktionäre oder Dritte veräußert werden 
können. Damit ist auch ein außerbörslicher Verkauf von Aktien 
möglich. Voraussetzung einer solchen Veräußerung ist, dass 
der erzielte Preis den Börsenpreis einer Aktie zum Veräuße-
rungszeitpunkt nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Er-
mächtigung, die einem Bezugsrechtsausschluss gleichkommt, 
wird von der in § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG in entsprechender 
Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG zugelassenen 
Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Ge-
brauch gemacht. Im Interesse der Gesellschaft soll damit ins-
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besondere die Möglichkeit geschaffen werden, institutionellen 
Investoren Aktien der Gesellschaft anzubieten und/oder den 
Aktionärskreis zu erweitern. Die Möglichkeit der Veräußerung 
zurückerworbener eigener Aktien gegen Barleistung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre dient dem Interesse 
der Gesellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen Preises 
bei Veräußerung der eigenen Aktien. Die Gesellschaft wird in 
die Lage versetzt, sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfas-
sung bietende Chancen schnell und flexibel sowie kostengüns-
tig zu nutzen.

Den Interessen der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, 
dass die Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, 
der den Börsenkurs der Aktie gleicher Ausstattung zum Zeit-
punkt der Eingehung der Verpflichtung zur Veräußerung nicht 
wesentlich unterschreitet.

Es sollen nicht nur die Aktien verwendet werden können, die 
aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworben werden. 
Die Ermächtigung soll auch Aktien erfassen, die früher erwor-
ben wurden. Es ist vorteilhaft und schafft weitere Flexibilität, 
diese eigenen Aktien in gleicher Weise verwenden zu können 
wie die aufgrund dieses neuen Ermächtigungsbeschlusses er-
worbenen.

Die vorgeschlagene Ermächtigung stellt sicher, dass die Anzahl 
der nach Tagesordnungspunkt 8 lit. c) Ziff. (4) und (5) unter 
erleichtertem Bezugsrechtsausschluss in entsprechender An-
wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen eigenen 
Aktien zusammen mit anderen eigenen Aktien, die in direkter 
oder entsprechender Anwendung dieser Vorschrift während 
der Wirksamkeit der Ermächtigung ausgegeben oder veräußert 
wurden, die Grenze von 10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt 
der Verwendung der eigenen Aktien nicht übersteigt. Anzurech-
nen sind auch Aktien, die aufgrund von bis zu diesem Zeitpunkt 
ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Wandel-/Options-
rechten ausgegeben wurden oder auszugeben sind, sofern 

diese Schuldverschreibungen ihrerseits während der Wirksam-
keit der in Tagesordnungspunkt 8 enthaltenen Ermächtigung 
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben wurden.

Der Vorstand wird die Hauptversammlung gemäß § 71 Abs. 3 
Satz 1 AktG über die Ausnutzung der Ermächtigung zum Er-
werb eigener Aktien sowie über den Ausschluss des Bezugs-
rechts unterrichten.

Bericht des Vorstandes an die Hauptversammlung zu 
Tagesordnungspunkt 9 (Ausschluss des Bezugsrechts 
bei der Ausgabe von Options- oder Wandelanleihen, Ge-
nussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 
Kombination dieser Instrumente))

Die Hauptversammlung der Gesellschaft hat dem Vorstand bis-
her keine Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder Wandel-
anleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen 
(bzw. Kombination dieser Instrumente) erteilt. Die unter Tages-
ordnungspunkt 9 vorgeschlagene Ermächtigung ermöglicht es 
dem Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, bis zum 04. 
Dezember 2028 Options- oder Wandelanleihen, Genussrechte 
oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombination dieser 
Instrumente) (nachfolgend auch die „Schuldverschreibungen“) 
im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 10.000.000,00 mit einer 
befristeten oder unbefristeten Laufzeit zu begeben und den In-
habern von Schuldverschreibungen Options- oder Wandlungs-
rechte nach näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuldver-
schreibungen zum Bezug von neuen auf den Inhaber lautenden 
Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grund-
kapital von insgesamt bis zu EUR 2.116.343,00 zu gewähren 
und/oder für die Gesellschaft entsprechende Wandlungsrechte 
vorzusehen („Ermächtigung 2023“).Die in der Ermächtigung 
2023 vorgesehene Möglichkeit, bei Wandelschuldverschrei-
bungen auch eine Wandlungspflicht vorzusehen, erweitert den 
Spielraum der Gesellschaft für die Ausgestaltung derartiger 
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Finanzierungsinstrumente ebenso wie die in der vorgeschlage-
nen Ermächtigung auch geschaffene Möglichkeit, der Gesell-
schaft ein eigenes Recht einzuräumen, die Schuldverschreibun-
gen in Aktien der Gesellschaft umzutauschen (Wandlungsrecht 
der Gesellschaft). Die Ausgabe von Schuldverschreibungen 
soll nicht nur in Euro sondern auch in der gesetzlichen Wäh-
rung eines OECD-Landes erfolgen können; je nach Marktlage 
können so neben dem deutschen auch internationale Kapital-
märkte leichter in Anspruch genommen werden. Eine Ausgabe 
von Schuldverschreibungen soll nicht nur unmittelbar durch 
die UMT United Mobility Technology AG möglich sein, sondern 
auch durch Konzerngesellschaften, an denen die UMT United 
Mobility Technology AG zu mindestens 90 % der Stimmen und 
des Kapitals beteiligt ist (nachfolgend auch „Konzernunterneh-
men“). In dem Fall der Ausgabe der Schuldverschreibungen 
durch ein Konzernunternehmen soll die UMT United Mobility 
Technology AG eine Garantie für die von dem Konzernunter-
nehmen ausgegebenen Schuldverschreibungen abgeben und 
den Inhabern solcher Schuldverschreibungen Options- oder 
Wandlungsrechte auf Aktien der UMT United Mobility Techno-
logy AG gewähren können.

Die Schuldverschreibungen sind jeweils in Teilschuldverschrei-
bungen eingeteilt.

Zusammen mit der Ermächtigung 2023 soll ein bedingtes 
Kapital (nachfolgend das „Bedingte Kapital 2023/II“) in Höhe 
von EUR 2.116.343,00 geschaffen werden, das der Gewährung 
von Aktien bei der Ausübung von zusammen mit den Schuld-
verschreibungen begebenen Options- oder Wandlungsrechten 
bzw. der Erfüllung etwaiger Wandlungspflichten dient. Die 
Anleihebedingungen können aber auch für die Bedienung der 
Options- oder Wandlungsrechte, statt durch die Ausgabe neu-
er Aktien aus dem bedingten Kapital, andere Erfüllungsformen 
vorsehen. Hierfür kommen die Ausgaben neuer Aktien aus dem 
genehmigten Kapital oder die Lieferung bereits ausgegebener 

Aktien der Gesellschaft. Der Nennbetrag des Bedingten Kapi-
tals 2023/II in Höhe von EUR 2.116.343,00 schöpft den von § 
192 Abs. 3 Satz 1 AktG vorgegebenen verbleibenden Rahmen 
von 40 % des bei der Beschlussfassung bestehenden Grund-
kapitals aus. Der Beschluss über das Bedingte Kapital wird mit 
seiner Eintragung im Handelsregister wirksam. Die Ausgabe 
der neuen Aktien aus dem Bedingten Kapital erfolgt zu dem in 
den Anleihebedingungen nach Vorgabe der erbetenen Ermäch-
tigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen festgesetzten 
Ausgabebetrages. Die Ermächtigung regelt lediglich die Grund-
lagen für die Festlegung des maßgeblichen Mindestausgabe-
betrags; hierdurch erhält die Gesellschaft eine umfangreiche 
Flexibilität bei der Festlegung des Options- bzw. Wandlungs-
preises. Den Aktionären steht gemäß § 221 Abs. 4 i. V. m. § 
186 Abs. 1 AktG grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht 
auf Schuldverschreibungen zu. Werden Schuldverschreibun-
gen von einem Konzernunternehmen begeben, so ist die UMT 
United Mobility Technology AG zur Sicherstellung des gesetzli-
chen Bezugsrechts der Aktionäre verpflichtet. Das Bezugsrecht 
kann auch ganz oder teilweise in Form eines mittelbaren Be-
zugsrechts im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG ausgestaltet 
werden, um die Abwicklung zu vereinfachen. Hierzu werden 
die Schuldverschreibungen von einem oder mehreren Kredit-
instituten bzw. diesen gleichgestellten Unternehmen im Sinne 
des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernom-
men, den Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend 
ihrem Bezugsrecht anzubieten. Eine inhaltliche Beschränkung 
des Bezugsrechts ist mit der Abwicklung über ein mittelbares 
Bezugsrecht nicht verbunden. Die vorgeschlagene Ermächti-
gung sieht jedoch vor, dass der Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldver-
schreibungen in bestimmten in der Ermächtigung genannten 
Fällen ausschließen darf: 

Bezugsrechtsausschluss bei Begebung von Schuldver-
schreibung gegen Sachleistungen
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Der Vorstand soll weiter ermächtigt sein, das Bezugsrecht der 
Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 
soweit die Schuldverschreibungen gegen Sachleistung aus-
gegeben werden und der Wert der Sachleistung in einem an-
gemessenen Verhältnis zu dem nach anerkannten finanzma-
thematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert 
der Schuldverschreibungen steht. Hierdurch soll es der Gesell-
schaft ermöglicht werden, sowohl national als auch internatio-
nal vorteilhafte Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen 
oder Beteiligungen an Unternehmen sowie von sonstigen Wirt-
schaftsgütern ohne erhebliche Verzögerungen wahrzunehmen. 
Diese Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts dient 
dazu, die Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft zu steigern. 
Darüber hinaus müssen im Rahmen der von der Gesellschaft 
etwaig angestrebten Maßnahmen häufig sehr hohe Gegen-
leistungen erbracht werden, die regelmäßig nicht mehr in Geld 
erbracht werden sollen und können. Die Schuldverschreibun-
gen sollen daher als Akquisitionswährung eingesetzt werden 
können. Dies ist jedoch nur möglich, wenn das Bezugsrecht 
der Aktionäre ausgeschlossen worden ist, da die genannten Er-
werbsgelegenheiten meist nur kurzfristig bestehen und damit 
auch nicht von einer erst einzuberufenden Hauptversammlung 
beschlossen werden können.

Bezugsrechtsausschluss bei Genussrechten oder Gewinn-
schuldverschreibungen ohne Wandlungs- oder Optionsrecht 
oder Wandlungs- oder Optionspflicht

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen 
ohne Wandlungsrecht, Optionsrecht, Wandlungspflicht oder 
Optionspflicht ausgegeben werden, soll der Vorstand ermäch-
tigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genuss-
rechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich 
ausgestattet sind. Das ist dann der Fall, wenn sie keine Mit-
gliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteili-
gung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzin-

sung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, 
des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird und die 
Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Ge-
winnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung 
aktuellen Marktkonditionen für vergleichbare Mittelaufnahmen 
entsprechen. Wenn die genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind, resultieren aus dem Ausschluss des Bezugsrechts keine 
Nachteile für die Aktionäre, da die Genussrechte bzw. Gewinn-
schuldverschreibungen kein Mitgliedschaftsrecht begründen 
und auch keinen Anteil am Liquidationserlös oder am Gewinn 
der Gesellschaft gewähren. Zwar kann vorgesehen werden, 
dass die Verzinsung vom Vorliegen eines Jahresüberschusses, 
eines Bilanzgewinns oder einer Dividende abhängt. Hingegen 
wäre eine Regelung unzulässig, wonach ein höherer Jahres-
überschuss, ein höherer Bilanzgewinn oder eine höhere Divi-
dende zu einer höheren Verzinsung führen würde. Durch die 
Ausgabe der Genussrechte bzw. Gewinnschuldverschreibun-
gen werden mithin weder das Stimmrecht noch die Beteiligung 
der Aktionäre an der Gesellschaft und deren Gewinn verändert 
oder verwässert. Da die Bedingungen für die Ausgabe der Ge-
nussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen marktgerecht 
sein müssen, verkörpert das Recht der Aktionäre auf ihren 
Bezug auch keinen nennenswerten wirtschaftlichen Wert, der 
durch den Ausschluss des Bezugsrechts verloren ginge.

Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge

Das betrifft zunächst den Ausschluss des Bezugsrechts für 
Spitzenbeträge. Spitzenbeträge können sich aus dem jeweili-
gen Emissionsvolumen und der Darstellung eines praktikablen 
Bezugsverhältnisses ergeben. Der Ausschluss des Bezugs-
rechts für Spitzenbeträge ermöglicht die Ausnutzung der erbe-
tenen Ermächtigung durch runde Beträge unter Beibehaltung 
eines glatten Bezugsverhältnisses. Dies erleichtert die Abwick-
lung des Bezugsrechts der Aktionäre. Der Ausschluss fördert 
daher die Praktikabilität und erleichtert die Durchführung einer 
Begebung von Schuldverschreibungen. Der Wert von Spitzen-
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beträgen pro Aktionär ist regelmäßig gering, während der Auf-
wand für die Ausgabe von Schuldverschreibungen ohne einen 
Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge relativ hoch ist. 
Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist vor 
diesem Hintergrund im Interesse der Gesellschaft und der Ak-
tionäre angemessen.

Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe der Schuldverschrei-
bungen gegen Barzahlung zum Marktwert

Soweit Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-
recht oder Wandlungs- oder Optionspflicht ausgegeben werden 
sollen, soll der Vorstand weiter ermächtigt werden, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre nach 
§ 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in sinngemäßer Anwendung des § 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen, soweit die Schuldver-
schreibungen gegen Barleistung ausgegeben werden und der 
Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen 
Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldver-
schreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder Wand-
lungs- oder Optionspflicht nicht wesentlich unterschreitet. Die 
Gesellschaft erhält hierdurch die Möglichkeit, günstige Marktsi-
tuationen sehr kurzfristig und schnell zu nutzen und durch eine 
marktnahe Festsetzung der Konditionen bessere Bedingungen 
bei der Festlegung von Zinssatz und Ausgabepreis der Schuld-
verschreibungen zu erreichen. Bei Einräumung eines Bezugs-
rechts könnte die Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist 
nicht kurzfristig auf günstige oder ungünstige Marktverhältnis-
se reagieren, sondern wäre rückläufigen Aktienkursen während 
der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft 
ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung führen können. Eine 
marktnahe Festsetzung der Konditionen und eine reibungslose 
Platzierung der Schuldverschreibungen wären bei Wahrung des 
Bezugsrechts regelmäßig nicht möglich. Zwar gestattet § 186 
Abs. 2 Satz 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises 
(und damit der Konditionen der Schuldverschreibungen) bis 
zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig zu 

beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber 
auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, das zu Sicher-
heitsabschlägen und somit zu nicht marktnahen Konditionen 
führt. Auch ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der Un-
gewissheit seiner Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei 
Dritten gefährdet oder mit zusätzlichen Aufwendungen verbun-
den. Durch das Erfordernis, dass der Ausgabepreis den nach 
anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten the-
oretischen Marktwert der Schuldverschreibungen mit Wand-
lungs- oder Optionsrecht oder Wandlungs- oder Optionspflicht 
in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nicht 
wesentlich unterschreiten darf, wird den Vermögensinteressen 
der Aktionäre und ihrem Bedürfnis nach einem Schutz vor einer 
Verwässerung des Wertes ihres Anteilsbesitzes Rechnung ge-
tragen. Unterschreitet der Ausgabepreis den nach anerkannten 
finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen 
Marktwert der Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrecht oder Wandlungs- oder Optionspflicht nicht we-
sentlich, sinkt der Wert eines Bezugsrechts der Aktionäre prak-
tisch auf Null. Den Aktionären entsteht insoweit durch den Aus-
schluss des Bezugsrechts kein nennenswerter wirtschaftlicher 
Nachteil. Darüber hinaus werden die Stimmrechtsinteressen 
der Aktionäre vor einer unangemessenen Verwässerung ihres 
Anteilsbesitzes dadurch geschützt, dass die Ermächtigung 
zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Begebung von Schuld-
verschreibungen gegen Barleistung nur insoweit gilt, als auf 
die zur Bedienung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. bei 
Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegebenen 
und auszugebenden Aktien insgesamt ein anteiliger Betrag des 
Grundkapitals von nicht mehr als 10 % des Grundkapitals der 
Gesellschaft zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens und zum 
Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung entfallen darf.

Auf diesen Höchstbetrag ist der anteilige Betrag des Grundkapi-
tals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung in unmittelbarer, sinngemäßer oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-
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gegeben oder veräußert werden. Auf diese Weise wird sicher-
gestellt, dass keine Schuldverschreibungen unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, soweit 
dies dazu führen würde, dass unter Berücksichtigung von Kapi-
talerhöhungen oder von Platzierungen eigener Aktien in unmit-
telbarer, sinngemäßer oder entsprechender Anwendung des § 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrecht der Aktionäre auf neue 
oder eigene Aktien der Gesellschaft in einem Umfang von mehr 
als 10 % des Grundkapitals ausgeschlossen wäre.

Begrenzung auf 40 % des Grundkapitals

Einer übermäßigen Verwässerung des Aktienbestandes der bis-
herigen Aktionäre wird ferner dadurch entgegengewirkt, dass 
bezüglich aller Möglichkeiten zum Ausschluss des Bezugs-
rechts der Anteil des Grundkapitals, der auf die neuen Aktien 
entfällt, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, sowohl 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt der 
Ausübung der Ermächtigung insgesamt 40 % des Grundkapi-
tals nicht übersteigen darf.

Bedienung der Schuldverschreibungen

Bedient werden die mit den Schuldverschreibungen verbunde-
nen Wandlungs- oder Optionsrechte oder Wandlungs- oder Op-
tionspflichten grundsätzlich aus dem Bedingten Kapital 2023/
II, das zu diesem Zweck geschaffen werden soll. 

Prüfung des Vorstands im Einzelfall

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er 
von der Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibun-
gen und zum Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch machen 
wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeiten wird nur dann er-
folgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands im wohl-
verstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 
liegt und verhältnismäßig ist.

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung 
über jede Ausnutzung der in dem Tagesordnungspunkt 9 er-
teilten Ermächtigungen berichten.
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III. Hinweise zur 
Teilnahme
Adresse für die Anmeldung, die Übersendung des An-
teilsbesitznachweises und eventueller Gegenanträge 
bzw. Wahlvorschläge

Wir geben folgende Adresse für die Anmeldung und Übersen-
dung des Anteilsbesitznachweises an:

UMT United Mobility Technology AG
c/o GFEI Aktiengesellschaft

Ostergrube 11
30559 Hannover

Fax: +49/511/474 023 19
E-Mail: UMT-hv-2023@gfei.de

Folgende Adresse steht für eventuelle Gegenanträge bzw. 
Wahlvorschläge zur Verfügung:

UMT United Mobility Technology AG
Brienner Str. 7

80333 München
Fax Nr. 089/20 500 555

Freiwillige Hinweise zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und zur Ausübung des Stimmrechts

Nach § 121 Abs. 3 AktG sind nicht-börsennotierte Gesellschaf-
ten in der Einberufung lediglich zur Angabe von Firma und Sitz 
der Gesellschaft, Zeit und Ort der Hauptversammlung und der 
Tagesordnung sowie o.g. Adressen verpflichtet. Nachfolgende 
Hinweise erfolgen freiwillig, um den Aktionären die Teilnahme 
an der Hauptversammlung zu erleichtern.

Zur Teilnahme an der Versammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich 
rechtzeitig anmelden und ihre Berechtigung nachweisen. Der 
Nachweis hat sich auf den Beginn des 14. November 2023 zu 
beziehen.

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen 
der Gesellschaft unter der o.g. Adresse bis zum Ablauf des 28. 
November 2023 zugehen.

Die weiteren Einzelheiten können Aktionäre der Satzung der 
Gesellschaft, die auf der Internetseite der Gesellschaft verfüg-
bar ist, sowie den dortigen weiteren Hinweisen entnehmen.

Angaben nach § 125 Abs. 1 Satz 4 AktG

Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten, z. B. ein 
Kreditinstitut oder eine Aktionärsvereinigung, ausgeübt wer-
den.

München, im Oktober 2023 

UMT United Mobility Technology AG 
Der Vorstand
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